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INTERGLOBAL

Deutschland

Patriotisch zum  
Holocaust stehen
Ljiljana Rose

Nach dem Streit um Antisemitismus 
im baden-württembergischen 
Landesverband der „Alternative 
für Deutschland“, herrscht dort 
wieder einmal ein Machtkampf 
um die politische Ausrichtung der 
Gesamtpartei.

Marc Jongen ist stellvertretender 
Sprecher und Programmkoordina-
tor des Baden-Württembergischen 
Landesverbandes der Alternative für 
Deutschland (AfD). Derzeit ist er vor 
allem damit beschäftigt, seiner Partei 
die Vorteile jener Erinnerungspolitik 
zu erklären, wie sie laut der Spitze 
seiner Partei im „links-rot-grün ver-
sifften 68er-Deutschland“ etabliert 
worden ist. Unter Grölen und Applaus 
hatte die AfD im Frühjahr auf ihrem 
Bundesparteitag diesem Deutschland 
den Kampf angesagt.

In einem Artikel für die rechte Wo-
chenzeitung „Junge Freiheit“ erläuter-
te Jongen, warum der Holocaust auch 
für Rechtspopulisten ein Ereignis sein 
sollte, dem man gerne gedenkt. Eine 
„stolze patriotische Partei“, wie die 
AfD eine sein möchte, dürfe keine 
Zweifel aufkommen lassen, „daß sie 
zur Verantwortung Deutschlands für 
seine gesamte Geschichte – im Guten 
wie im Bösen – steht.“

Offen wirbt Jongen für eine Taktik 
der Instrumentalisierung der Vergan-
genheit. Gerade weil die AfD „eine 
zum ‚Schuldkult’ überhöhte Fixierung 
auf den Holocaust ablehnt“, dürfe sie 
die Verbrechen der Nationalsozialis-
ten weder relativeren noch verharm-
losen oder rechtfertigen. Würde die 
Partei antisemitische Auffassungen als 
freie Meinungsäußerung gelten las-
sen, hätte das unerwünschte Konse-
quenzen für die eigene Agitationsfrei-
heit: Nie wieder würde die AfD „die 
leiseste Kritik an der Siedlungspolitik 

Israels, an der Machtpolitik der USA 
oder an den schädlichen Wirkungen 
des internationalen Finanzkapitals 
äußern können, ohne sofort aufs Hef-
tigste antisemitischer Hintergedanken 
bezichtigt zu werden.“

Mit dieser Argumentation positi-
oniert sich Jongen, der an der Staat-
lichen Hochschule für Gestaltung 
in Karlsruhe als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter für Philosophie beschäf-
tigt ist, im aktuellen „Antisemitis-
musstreit“ der AfD auf der Seite des 
Baden-Württembergischen Landes-
vorsitzenden Jörg Meuthen. Er erteilt 
dessen Vorgehen in der „Causa Gede-
on“ quasi die parteiphilosophischen 
Weihen.

Bei den Landtagswahlen im März 
war die AfD mit 15 Prozent als stärks-
te Oppositionspartei in den Stuttgar-
ter Landtag eingezogen. Zu den 23 
Abgeordneten der AfD-Fraktion ge-
hörte auch der 69-jährige Wolfgang 
Gedeon. In den vergangenen Jahren 
hatte er zunächst unter dem Pseud-
onym W.G. Meister publiziert, später 
auch unter seinem Klarnamen Bücher 
zur Verteidigung der „christlich-euro-
päischen Leitkultur“ veröffentlicht. 
Gedeon beklagt einen „grünen Kom-
munismus“ und eine „Diktatur der 
Minderheiten“, beschwört jedoch vor 
allem die Gefahren, die dem „christ-
lichen Abendland“ durch den Islam 
drohen, ebenso wie durch den Zionis-
mus, „die politisch aggressive Form 
des heutigen Judaismus“.

Entsprechend seiner Verschwö-
rungsfantasien beruft sich Gedeon auf 
die antisemitischen „Protokolle der 
Weisen von Zion“, da sie ihm „eher 
nicht“ als Fälschung erscheinen. Einig 
weiß sich Gedeon mit seinem Kritiker 
Jongen in der Ablehnung der „expan-
sionistischen Siedlungspolitik“ Israels 
und dessen „teilweise kriegsverbre-

cherischen ‚Vergeltungsexzessen’“. Im 
Gegensatz zu Jongen möchte Gedeon 
jedoch für seinen „dezidierten Anti-
zionismus“ nicht die Erinnerung an 
„gewisse Schandtaten“ wie den Holo-
caust heucheln müssen.

In der ersten Sitzung des neuen 
Landtags Anfang Juni hatte Frakti-
onschef Meuthen Kritik an Gedeons 
Schriften noch zurückgewiesen und 
die politischen Gegner bezichtigt, sie 
würden die AfD mit der „Antisemitis-
muskeule“ beschädigen wollen. Doch 
wenige Tage später drohte er über-
raschend mit seinem Rücktritt vom 
Fraktionsvorsitz, wenn Gedeon nicht 
aus der Landtagsgruppe ausgeschlos-
sen würde.

Nachdem sich die hierfür not-
wendige Zweidrittelmehrheit in der 
Fraktion nicht abzeichnete, schien es 
zunächst, als einigten sich die Abge-
ordneten auf den Kompromiss, durch 
unabhängige Gutachter prüfen zu 
lassen, ob der Vorwurf des Antise-
mitismus gegen Gedeon gerechtfertigt 
sei. Doch Meuthen, der sich als wirt-
schaftspolitischer, nationalkonservati-
ver Vertreter des gut situierten schwä-
bischen Bürgertums versteht, musste, 
um seine Glaubwürdigkeit nicht zu 
verlieren, aus der Niederlage die an-
gekündigten Konsequenzen ziehen. Er 
trat aus der Fraktion aus und gründe-
te mit 13 weiteren AfD-Abgeordneten 
die Gruppe „Alternative für Baden-
Württemberg“. Ob diese allerdings 
den von ihm beanspruchten offizi-
ellen AfD-Fraktionsstatus zuerkannt 
bekommt, ist noch offen. Der Landtag 
hat drei Verfassungsrechtler damit be-
auftragt, zu prüfen, ob die Bildung ei-
ner neuen Fraktion rechtlich zulässig 
ist oder gegen das Verbot der Frakti-
onsvermehrung verstößt.

Der AfD-Bundesvorstand hat da-
gegen den vagen Beschluss gefasst, 

darauf hinwirken zu wollen, dass 
die Partei in Baden-Württemberg bald 
wieder nur durch eine Landtagsfrakti-
on repräsentiert werde. Die Formulie-
rung lässt offen, ob dieses Ziel durch 
eine endgültige Trennung von einer 
der beiden Gruppierungen oder durch 
deren erneute Zusammenführung zu-
stande kommen soll.

An der Basis werden 
Abgrenzungen 
gegenüber 
extremistischen 
Tendenzen abgelehnt. 

Tatsächlich geht es in der „Causa 
Gedeon“ längst nicht mehr nur um 
die Landespartei, sie ist vielmehr Aus-
druck eines Machtkampfs um die po-
litische Ausrichtung der Gesamtpartei. 
Sinnbild für den Richtungskampf war 
zunächst der öffentlich ausgetragene 
Streit zwischen Frauke Petry und Jörg 
Meuthen, die als Sprecherduo an der 
Spitze der Bundespartei stehen. Petry 
war nach dem von Meuthen vollzo-
genen Fraktionsbruch nach Stuttgart 
gereist, hatte mit der AfD-Restfraktion 
verhandelt und schließlich erwirkt, 
dass Gedeon aus der Fraktion austrat.

Mit ihrer Einmischung in die 
Angelegenheit des baden-württem-
bergischen Landesverbandes hat Pe-
try ihren ungeliebten Vorstandskol-
legen düpiert und sich gleichzeitig 
gegenüber der Basis als führungsstar-
ke Schlichterin profiliert. Meuthen ist 
dagegen sowohl als Bundessprecher 
als auch als Landeschef geschwächt, 
schließlich hat er durch den Frak-
tionsbruch seine Partei im Landtag 
um die starke Oppositionsrolle ge-
bracht. Er verteidigt die Abspaltung 
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jedoch weiter, ganz im Sinne der 
Jongen’schen Parteiphilosophie, als 
notwendigen Beweis, „dass die AfD 
eine von Antisemitismus, Rassismus 
und Extremismus saubere Partei ist“.

Dass der „gemäßigte“ Meuthen 
in seinem Vorgehen zunächst auch 
öffentlich Zuspruch von Seiten des 
brandenburgischen AfD-Vorsitzenden 
Alexander Gauland und des thürin-
gischen Landeschefs Björn Höcke er-
fuhr, die doch just mit jenen rechts-
extremen Kreisen in Verbindung 
gebracht werden, von denen sich 
Meuthen angeblich abgrenzen will, 
lässt eine weitere Dimension des par-
teiinternen Streits erkennen: Alle drei 
Herren möchten den Einfluss von Pe-
try als Bundessprecherin begrenzen 
und verhindern, dass sie im nächsten 
Jahre die Partei als Spitzenkandidatin 
in die Bundestagswahl führt.

Doch der machttaktische Schul-
terschluss kann die inhaltlichen Diffe-
renzen nicht überdecken. Das zeigten 
inmitten der Stuttgarter Kontroverse die 
unterschiedlichen Reaktionen auf das 
britische Referendum über den EU-Aus-
tritt: Gauland bedauerte das Abstim-
mungsergebnis, weil damit eine prag-
matische Stimme in Europa verloren 
gegangen sei. Meuthen brandmarkte 
die Brüsseler Bürokratie und lag damit 
auf einer Linie mit seiner Rivalin Petry, 
die gleichfalls das „Brüsseler Politbüro“ 
für das britische Nein zur EU verant-
wortlich machte. Alle drei plädieren 

für eine „Reformierung“ der EU hin zu 
einer reinen Wirtschaftsunion. Höcke 
freute sich dagegen über den britischen 
EU-Austritt und behauptete, „auch das 
deutsche Volk will mehrheitlich raus 
aus der EU-Sklaverei.“ Höcke steht, 
ebenso wie die AfD-Europaabgeordnete 
Beatrix von Storch, für jenen Teil der 
AfD, für den nicht nur der Euro, sondern 
das gesamte Projekt Europa gescheitert 
ist. Höcke vertritt mit seinen völkisch-
rassistischen Parolen aber auch jene 
AfD-Anhängerschaft, die mit der frem-
denfeindlichen Pegida-Bewegung und 
der NPD sympathisiert.

Tatsächlich kann Meuthens laut-
starker Abgrenzungsversuch nicht 
über die vielerorts längst praktizierte 
Zusammenarbeit mit Gruppierungen 
hinwegtäuschen, die die Verfassungs-
schutzbehörden als rechtsextrem ein-
stufen. In Mecklenburg-Vorpommern 
hat die NPD angekündigt, bei den im 
September anstehenden Landtags-
wahlen zugunsten der AfD auf die 
Aufstellung eigener Direktkandidaten 
zu verzichten. Bei der Nachwuchsor-
ganisation der AfD, der Jungen Alter-
native (JA), werden inhaltliche Über-
einstimmungen mit der Identitären 
Bewegung (IB) nicht geleugnet. Nur 
widerwillig wurde auf dem JA-Bun-
desparteitag Mitte Juli der vom AfD-
Bundesvorstand geforderten Abgren-
zung zugestimmt.

Offiziell soll es künftig keine ge-
meinsamen Veranstaltungen mehr 

mit Vertretern der „Identitären“ ge-
ben. Auf der Internetseite der „Patrio-
tischen Plattform“, einem Zusammen-
schluss ultranationalistischer JA- und 
AfD-Mitglieder, plädiert Dubravko 
Mandic dagegen weiterhin für eine in-
haltliche Zusammenarbeit, er will le-
diglich akzeptieren, dass IB-Aktivisten 
keine führenden Posten in der AfD 
bekommen: „Dies ist unser Tribut an 
das System.“

Rechtsanwalt Mandic gehört zum 
Vorstand der „Patriotischen Platt-
form“, er ist nicht nur Mitglied in der 
Freiburger Verbindung Saxo-Silesia, 
die dem rechtsextremen Dachver-
band der Deutschen Burschenschaft 
angehört, sondern auch Mitglied des 
Landesschiedsgerichts, das in Baden-
Württemberg über einen inzwischen 
eingereichten Antrag auf Parteiaus-
schluss Gedeons entscheiden muss. 
In Gedeons Wahlkreis am Bodensee 
stimmte die Partei nur mit knapper 
Mehrheit für seine Absetzung als 
Kreisvorsitzender. Das lässt erahnen, 
dass die taktischen Zugeständnisse 
ultrarechter Patrioten wie Mandic 
nicht so weit reichen, die von einem 
„gemäßigten“ Patrioten wie Jongen 
anempfohlene taktische Erinnerungs-
politik mitzutragen. An der Basis, 
das weiß auch der Parteiphilosoph, 
werden Abgrenzungen gegenüber ex-
tremistischen Tendenzen als „Distan-
zeritis“ abgelehnt und Meuthen in 
Anspielung auf den im Sommer 2015 

geschassten, weil für zu „liberal“ be-
fundenen Parteigründer, Bernd Lucke, 
schon als „Lucke 2.0“ beargwöhnt.

Wie weit die AfD infolge des „An-
tisemitismusstreits“ nach rechts rückt, 
wird sich auf dem für Mitte August 
einberufenen Parteikonvent zeigen. 
Auf diesem Treffen soll die zerstritte-
ne Doppelspitze Petry/Meuthen darle-
gen, ob sie noch und wie sie wieder 
zusammenarbeiten will. Falls die bei-
den die Delegierten nicht überzeugen, 
könnten diese mit einfacher Mehrheit 
für den Herbst einen Sonderparteitag 
einberufen und durch die vorzeitige 
Neuwahl des Bundesvorstandes den 
Kurs der AfD neu ausrichten.

Ljiljana Rose arbeitet als Journalistin und 
lebt in Stuttgart.

Erstmal Augen zu: Frauke 
Petry, Bundessprecherin der 

„Alternative für Deutschland“, 
sucht noch nach der richtigen 

Strategie, wenn’s in der eigenen 
Partei mal wieder recht(s) 

radikal zur Sache geht.
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La semaine prochaine :

Kosovo : 
promesses tenues ?

Alors que l’UE va retirer la 
moitié de ses effectifs du Kosovo 
avant la fin de l’année, qu’en 
est-il de la démocratie et quelles 
sont les perspectives d’adhésion 
à l’Union ? Le woxx s’est rendu 
sur place.
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